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1. Abgrenzung zwischen Geld-
leistung und Sachbezug 
 

Unter einem sog. „Sachbezug“ versteht 

man Einnahmen aus einem 

Arbeitsverhältnis, welche nicht in Geld 

bestehen. Diese geldwerten Vorteile 

können sich in einer Natural-, Sach- oder 

zusätzlichen Leistung darstellen. 

Sachbezug oder Sachlohn ist bis zu 

einer Grenze von 44 € (ab 1.1.2022 bis 

50 €) im Monat steuer- und 

sozialversicherungsfrei. Dadurch 

ergeben sich finanzielle Vorteile 

gegenüber der Auszahlung von (steuer- 

und sozialversicherungspflichtigem) 

Barlohn. 

 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) 

nimmt zur Abgrenzung zwischen 

Geldleistung und Sachbezug, die durch 

das Gesetz zur weiteren steuerlichen 

Förderung der Elektromobilität und zur 

Änderung weiterer steuerlicher 

Vorschriften geändert wurde, in seinem 

Schreiben vom 13.4.2021 umfangreich 

Stellung. Danach ist durch die neue 

Definition „zu den Einnahmen in Geld 

gehören“ nunmehr gesetzlich 

festgeschrieben, dass zweckgebundene 

Geldleistungen, nachträgliche 

Kostenerstattungen, Geldsurrogate 

(Geld­ersatzmittel) und andere Vorteile, 

die auf einen Geldbetrag lauten, 

grundsätzlich keine Sachbezüge, 

sondern Geldleistungen sind. 

 

Bestimmte zweckgebundene Gutscheine 

(einschließlich ent­sprechende 

Gutscheinkarten, digitale Gutscheine, 

Gutscheincodes oder 

Gutscheinapplikationen/-Apps) oder 

entsprechende Geldkarten (einschließlich 

Wertguthabenkarten in Form von Prepaid-

Karten) werden hingegen als Sachbezug 

gesetzlich definiert. Voraussetzung ist, 

dass die Gutscheine oder Geldkarten 

ausschließlich zum Bezug von Waren 

oder Dienstleistungen bei dem 

Arbeitgeber oder bei einem Dritten 

berechtigen und zudem ab dem 1.1.2022 

die Kriterien des 

Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes 

(ZAG) erfüllen. Weitere Voraussetzung 

ist, dass sie zusätzlich zum ohnehin 

geschuldeten Arbeitslohn gewährt 

werden. 

 

Übergangsregelung: Die 

Finanzverwaltung will es nicht 

beanstanden, wenn Gutscheine und 

Geldkarten, die ausschließlich zum 

Bezug von Waren oder Dienstleistungen 

berechtigen, jedoch die Kriterien des 

ZAG nicht erfüllen, noch bis zum 

31.12.2021 als Sachbezug anerkannt 

werden.  

Anmerkung: Nachdem die Regelungen 

im Einzelnen für den Steuerlaien recht 

kompliziert und dadurch 

schadensbehaftet sind, sollten Sie sich 

im Detail beraten lassen. 
 

 

2.  Vereinfachungsregel bei klei-
nen Photovoltaikanlagen und 
vergleich­baren Blockheiz-
kraftwerken 

 

Betreiber von Photovoltaikanlagen mit 

einer Leistung von bis zu 10 kW und ver-

gleichbare Blockheizkraftwerke mit ei-

ner Leistung von bis zu 2,5 kW können 

künftig wählen, ob sie ihre jeweiligen 

Anlagen ohne oder mit einer Gewinner-

zielungsabsicht betreiben wollen. Die 

Einstufung der Energieerzeugungsanla-

gen erfolgt auf schriftlichen Antrag und 

gilt auch für die nachfolgenden Jahre.  

 

Wird eine Anlage ohne Gewinnerzie-

lungsabsicht betrieben, so wird aus 

Vereinfachungsgründen für alle offe-

nen Veranlagungszeiträume auf einen 

Nachweis verzichtet und eine steuer-

lich unbeachtliche Liebhaberei unter-

stellt. Beim Betreiben einer Anlage mit 
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Gewinnerzielungsabsicht erfolgt hinge-

gen eine Prüfung nach den allgemeinen 

Grundsätzen. In diesem Fall gelten die all-

gemeinen Regelungen in allen noch offe-

nen und künftigen Veranlagungszeiträu-

men. 

 

Voraussetzung für die Ausübung des 

Wahlrechts ist, dass die kleinen Energie-

erzeugungsanlagen nach dem 31.12.2003 

in Betrieb genommen wurden und auf zu 

eigenen Wohnzwecken genutzten oder 

unentgeltlich überlassenen Ein- und Zwei-

familienhausgrundstücken einschließlich 

Außenanlagen installiert sind. Ein häusli-

ches Arbeitszimmer oder Räume, die nur 

gelegentlich entgeltlich vermietet werden 

(Einnahmen bis 520 € im Veranlagungs-

zeitraum), sind bei der Prüfung, ob es sich 

um ein zu eigenen Wohnzwecken genutz-

tes Ein- und Zweifamilienhaus handelt, 

nicht relevant. 

 

Bitte beachten Sie! Ändern sich z. B. auf-

grund von Nutzungsänderungen oder 

durch Vergrößerung der Energieerzeu-

gungsanlagen die Voraussetzungen für die 

Vereinfachungsregel, ist diese für kom-

mende Veranlagungszeiträume nicht 

mehr anzuwenden. Der Wegfall ist dem 

zuständigen Finanzamt schriftlich mitzu-

teilen. Umsatzsteuerlich gelten besondere 

Regelungen. 

 

 

3. TERMINSACHE: Sonderab-
schreibungen beim Mietwoh-
nungsneubau 

 

Mit dem Gesetz zur Förderung des Miet-

wohnungsneubaus strebt die Bundesregie-

rung Anreize für den Mietwohnungsneu-

bau im bezahlbaren Miet­segment an. 

Dies wird durch die Einführung einer Son-

derabschreibung umgesetzt. Die Sonder-

abschreibungen in Höhe von jährlich 5 % 

können – unter weiteren Voraussetzungen 

(so dürfen z. B. die abschreibungsfähigen 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

nicht mehr als 3.000 € je m² Wohnfläche 

betragen) - im Jahr der Anschaffung oder 

Herstellung und in den folgenden 3 Jah-

ren (also 4 Jahre lang) neben der regulä-

ren Abschreibung in Anspruch genom-

men werden. Somit werden innerhalb 

des Abschreibungszeitraums insgesamt 

bis zu 28 % der förderfähigen Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten steuer-

lich berücksichtigt. (Siehe hierzu auch 

„Das Wichtigste“ Ausgabe August 2019, 

Beitrag Nr. 2) 

 

Bitte beachten Sie! Die Regelung wird 

auf Herstellungs- oder Anschaffungsvor-

gänge beschränkt, für die der Bauan-

trag oder die Bauanzeige nach dem 

31.8.2018 und vor dem 1.1.2022 ge-

stellt wird. Die Sonderabschreibungen 

können auch dann in Anspruch genom-

men werden, wenn die Fertigstellung 

nach dem 31.12.2021 erfolgt; längstens 

bis 2026! Ob die (neue) Bundesregierung 

eine Verlängerung anstrebt, ist zzt. nicht 

bekannt. 

 

 

4. Automatischer Informations-
austausch über Finanzkonten 
in Steuersachen 

 

Durch die Regelungen des Informations-

austauschgesetzes werden Informationen 

über Finanzkonten in Steuersachen zwi-

schen dem Bundeszentralamt für Steuern 

(BZSt) und den zuständigen Behörden 

der jeweils angeschlossenen Staaten au-

tomatisch ausgetauscht und dem BZSt 

elektronisch zum 31.7.2021 übermittelt. 

 

Zu den Staaten, mit denen der Austausch 

von Informationen erfolgt, zählen 

 Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union  

 Drittstaaten, die Vertragsparteien der 

von der Bundesrepublik Deutschland 

in Berlin unter-zeichneten 

mehrseitigen Vereinbarung vom 

29.10.2014 zwischen den 
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zuständigen Behörden über den 

automatischen Austausch von 

Informationen über Finanzkonten sind  

 Drittstaaten, die Verträge mit der 

Europäischen Union zur Vereinbarung 

des automatischen Austauschs von 

Informationen über Finanzkonten 

haben, sowie 

 Drittstaaten, mit denen die 

Bundesrepublik Deutschland ein 

Abkommen über den steuerlichen 

Informationsaustausch geschlossen 

hat, nach dem ein automatischer 

Austausch von Informationen 

vereinbart werden kann. 

 

Mit Schreiben vom 16.6.2021 wurden 

vom BZSt die Staaten bekannt gegeben, 

bei denen die Voraussetzungen für den au-

tomatischen Austausch von Informatio-

nen über Finanzkonten mit Stand vom 

11.5.2021 vorliegen, mit denen der auto-

matische Datenaustausch zum 

30.9.2021 erfolgt und für welche die mel-

denden Finanzinstitute Finanzkontenda-

ten zum 31.7.2021 dem BZSt übermitteln 

müssen. 

 

Die finale Staatenaustauschliste 2021 

steht zur Ansicht und zum Download auf 

der Internetseite des BZSt unter 

www.bzst.bund.de bereit. 

 

 

5. Neues Gesetz zur Abwehr von 
Steueroasen beschlossen 

 

Zur Bekämpfung von internationaler 

Steuerkriminalität hat der Bundestag am 

10.6.2021 das Gesetz zur Abwehr von 

Steuervermeidung und unfairem Steuer-

wettbewerb beschlossen. Ziel des neuen 

Gesetzes ist es, das Steueraufkommen und 

die Steuergerechtigkeit in Deutschland zu 

stärken.  

 

Personen und Unternehmen, die Ge-

schäftsbeziehungen mit Staaten und Ge-

bieten unterhalten, die international an-

erkannte Standards im Steuerbereich 

nicht einhalten, soll es damit erschwert 

werden, Steuern zu vermeiden. Als Maß-

nahmen dazu dienen z. B. eine ver-

schärfte Hinzurechnungsbesteuerung, 

die es Unternehmen unattraktiv macht, 

Einkünfte auf Zwischengesellschaften in 

Steueroasen zu übertragen. Auch sollen 

etwa Betriebsausgaben und Werbungs-

kosten, die in Beziehung zu Steueroasen 

stehen, nicht mehr abzugsfähig sein.   
 

Grundlage des neuen Gesetzes ist eine 

mindestens jährlich aktualisierte Liste 

der Europäischen Union, die Länder be-

inhaltet, die sich konsequent weigern, 

Steuerangelegenheiten korrekt zu behan-

deln.  
 

 

6. Transparenzregister- und Fi-
nanzinformationsgesetz vom 
Bundesrat bestätigt 

 

Der Bundesrat hat am 25.6.2021 das sog. 

Transparenzregister- und Finanzinfor-

mationsgesetz zur Bekämpfung von 

Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-

rung beschlossen. Es soll im Wesentli-

chen am 1.1.2022 in Kraft treten. Einige 

Vorschriften erhalten bereits ab dem 

Tag nach der Verkündung im Bundes-

gesetzblatt Gültigkeit. 
 

Das Gesetz regelt die Umwandlung des 

deutschen Transparenzregisters von ei-

nem Auffangregister, das zumeist auf an-

dere Register wie das Handels-, Genos-

senschafts- oder Partnerschaftsregister 

verwies, in ein Vollregister, in das Ge-

sellschaften verpflichtend wirtschaft-

lich Berechtigte einzutragen haben. 

Für einen Großteil der deutschen Gesell-

schaften besteht im Transparenzregister 

selbst noch kein strukturierter Datensatz 

in einem einheitlichen Datenformat. 
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Um aufdecken zu können, welche natürli-

chen Personen hinter international ver-

schachtelten Unternehmensstrukturen ste-

hen, sollen die europäischen Transparenz-

register vernetzt werden.  
 

Bitte beachten Sie! Die Meldefristen zum 

neuen Transparenzregister für Unterneh-

men mit bisheriger Mitteilungsfiktion sind 

je nach Rechtsform gestaffelt vorgesehen: 

AGs, SEs und KGaA bis 31.3.2022; 

GmbH, Genossenschaft, Partnerschaft bis 

30.6.2022 und alle anderen Fälle bis 

31.12.2022. 
 

 

7. Nachweis einer fast ausschließ-
lich betrieblichen Nutzung bei Pkw 
 

Für die Bildung eines 

Investitionsabzugsbetrags (IAB) darf das 

angeschaffte bzw. hergestellte 

Wirtschaftsgut nicht mehr als 10 % 

privat genutzt werden. Handelt es sich 

bei dem Wirtschaftsgut um einen Pkw, so 

muss detailliert nachgewiesen werden, 

wie hoch der Anteil der privaten 

Nutzungen ist. Findet die Berechnung 

dieser durch die 1-%-Regelung statt, so 

darf der IAB nicht gewährt werden, da die 

1-%-Regelung von einer Privatnutzung 

von ca. 20 % ausgeht, womit also keine 

fast ausschließlich betriebliche Nutzung 

mehr vorliegt. 
 

In einem Fall aus der Praxis bildete ein 

Unternehmer einen IAB für einen Pkw, 

kaufte diesen anschließend auch und 

ermittelte den Nutzungsanteil nach 

Fahrtenbuchmethode. Das Finanzamt 

stellte bei einer Prüfung jedoch fest, dass 

dieses nicht ordnungsgemäß war und 

erkannte den so ermittelten Anteil nicht 

an. Stattdessen wurde nun die 1-%-

Regelung angewandt, weshalb der IAB 

nachträglich versagt wurde.  
 

Der Bundesfinanzhof entschied dazu, dass 

bei einem fehlerhaften Fahrtenbuch auch 

alternative Aufzeichnungen vorgelegt 

werden können, die nachweisen, dass ein 

betrieblicher Nutzungsanteil von 

mindestens 90 % vorliegt. Dieser 

Nachweis muss plausibel dargelegt 

werden können. Das Fahrtenbuch muss 

jedoch insgesamt noch stimmig und 

lückenlos sein.  
 

 

8. Excel-Tabelle führt nicht zwin-
gend zu Kassenführungsmän-
geln 

 

Um eine ordnungsgemäße Kassenfüh-

rung zu gewährleisten, muss der Unter-

nehmer einige Voraussetzungen erfüllen. 

Das Finanzamt muss davon ausgehen 

können, dass sämtliche Ein- und Ausga-

ben erfasst wurden. Dies führt häufig zu 

Meinungsverschiedenheiten zwischen 

Finanzamt und Unternehmer. So war es 

auch in einem Fall über den nun das Fi-

nanzgericht (FG) Münster mit Urteil 

vom 29.4.2021 entschieden hat. 

 

Auslöser war die Anwendung einer 

Excel-Tabelle durch eine Unternehmerin 

für ihre Kassenführung. Sie betrieb eine 

Gaststätte und erfasste die Einnahmen 

mithilfe einer elektronischen Registrier-

kasse. Sämtliche Einnahmen wurden ne-

ben Ausgaben und Bankeinzahlungen in 

eine Excel-Tabelle eingetragen, weitere 

Kassenberichte wurden nicht erstellt.  

 

Das Finanzamt beanstandete diese Ta-

belle, die Buchführung kann nicht ord-

nungsgemäß sein, wenn sich die Anga-

ben in einem Programm, wie z. B. Excel, 

jederzeit ändern lassen. Dagegen wendet 

die Unternehmerin ein, dass die Grund-

lagen der Angaben, z. B. die Z-Bons oder 

die Belege über EC-Kartenzahlungen, 

aber nicht abänderbar seien. 

 

Das FG kam zu dem Entschluss, dass 

aufgrund der elektronischen Registrier-

kasse als Kassenaufzeichnung eine ge-

ordnete Ablage der Belege ausreicht, 
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wobei eine zusätzliche Excel-Tabelle 

nicht schadet. Da die Unternehmerin bei 

Sonderveranstaltungen aber eine offene 

Ladenkasse nutzte und – hierbei – keinen 

notwendigen täglichen Kassenbericht er-

stellte, kann das Finanzamt – an dieser 

Stelle – von einer nicht ordnungsgemäßen 

Kassenführung ausgehen und kann – inso-

weit – Hinzuschätzungen vornehmen. 

 
 

9. Verbraucherschützende Ände-
rungen im Darlehensrecht 

 

Die Rechte von Verbrauchern werden 

beim Abschluss von Darlehensverträgen 

und bei der vorzeitigen Rückzahlung von 

Krediten gestärkt. Eine entsprechende 

Änderung des Verbraucherdarlehens-

rechts ist zum 15.6.2021 in Kraft getreten. 

Nachfolgend die wichtigsten Änderun-

gen: 

 

 Vorzeitige Erfüllung von Darlehens-

verbindlichkeiten: Soweit Verbrau-

cher ihre Darlehensverbindlichkeiten 

vorzeitig erfüllen, haben sie künftig ein 

Recht auf Ermäßigung aller – laufzeit-

abhängiger und laufzeitunabhängiger – 

Kosten des Darlehens, entsprechend 

der verbleibenden Laufzeit des Vertra-

ges. Die Regelung gilt sowohl für All-

gemein-als auch für Immobiliar-Ver-

braucherdarlehensverträge. 

 

 Kündigung eines Verbraucherdarle-

hens: Die Rechtslage bei einer or-

dentlichen Kündigung eines Verbrau-

cherdarlehens durch den Darlehens-

nehmer oder -geber bleibt dagegen un-

verändert. Das heißt, in diesem Fall 

sind nach wie vor nur die laufzeitab-

hängigen Kosten neben den vereinbar-

ten Zinsen anteilig für die Zeit nach der 

Fälligkeit zu mindern. 

 

 Widerrufsinformation: Das gesetzli-

che Muster für die Widerrufsinforma-

tion in Allgemein-Verbraucherdarle-

hensverträgen wurde angepasst und 

um alle erforderlichen Pflichtangaben 

ergänzt, ohne auf gesetzliche Bestim-

mungen zu verweisen. Verbraucher 

haben, wenn sie einen Darlehensver-

trag abschließen, ein 14-tägiges Wi-

derrufsrecht. Kreditgeber müssen in 

der Widerrufsinformation des Ver-

trags alle Modalitäten, die für die Be-

rechnung der Widerrufsfrist notwen-

dig sind, angeben. Verbraucher sollen 

so alle notwendigen Informationen 

von ihrem Kreditinstitut erhalten, 

ohne noch einmal in das Gesetz 

schauen zu müssen, um herauszufin-

den, wann ihre Widerrufsfrist be-

ginnt.  

 

 

10. Bundesrat billigt Gesetz für 
faire Verbraucherverträge 

 

Der Bundesrat hat am 25.6.2021 ein Ge-

setz gebilligt, das die Position von Ver-

brauchern gegenüber Unternehmen beim 

Vertragsabschluss als auch bei den Ver-

tragsinhalten verbessern soll. Dabei geht 

es z. B. um Verträge mit Fitnessstudios, 

Online-Partnerbörsen, Gas- und 

Stromlieferanten oder Zeitungs-Abos. 

 

 Regeln für stillschweigende Ver-

tragsverlängerungen: Verträge 

müssen nach Ablauf der Mindestlauf-

zeit monatlich kündbar sein. Eine 

stillschweigende Vertragsverlänge-

rung ist künftig nur noch dann er-

laubt, wenn sie auf unbestimmte Zeit 

erfolgt und eine Kündigung jederzeit 

mit Monatsfrist möglich ist. Die Kün-

digungsfrist, um eine automatische 

Verlängerung eines befristeten Ver-

trags zu verhindern, wird von derzeit 

drei auf einen Monat verkürzt. 

 Kündigungsbutton: Verträge, die 

über eine Website abgeschlossen 

wurden, sind künftig auch online 
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kündbar ­– über eine sog. Kündigungs-

schaltfläche, die leicht zugänglich und 

gut sichtbar auf der Internetseite des 

Vertragspartners platziert sein muss. 

 Bestätigungslösung für Energielie-

ferverträge: Das Gesetz enthält zu-

dem weitere verbraucherschützende 

Maßnahmen, wie die ausdrückliche 

Bestätigungspflicht für Energieliefer-

verträge sowie ein Verbot benachteili-

gender Abtretungsklauseln in den All-

gemeinen Geschäftsbedingungen – 

dies ist vor allem für Verträge für Flug-

reisen relevant. 

 

Das Gesetz tritt zu großen Teilen im 

Folgequartal nach der Verkündung im 

Bundesgesetzblatt in Kraft. Die neuen 

Kündigungsregeln gelten allerdings erst 

nach einer mehrmonatigen Übergangsfrist 

und die Verpflichtung zum Kündigungs-

button zum 1.7.2022. 

 

 

11. Mehr Schutz auf Online-Markt-
plätzen 

 

Die Verbraucherinformation bei Online-

Einkäufen wird verbessert. Betreiber von 

digitalen Marktplätzen wie Amazon oder 

eBay sind künftig verpflichtet, vor Ver-

tragsschluss über wesentliche Umstände, 

die die Entscheidung des Kunden beein-

flussen können, aufzuklären. 

 

 Erfasst werden Verträge über den 

Kauf von Waren, Dienstleistungen 

(außer z. B. Verträge über Finanz-

dienstleistungen) und digitalen Pro-

dukten, die über einen Online-Markt-

platz abgeschlossen werden. Dabei ist 

es unerheblich, ob die Bestellung über 

das Internet, per E-Mail oder Telefon 

erfolgt. 

 Verbraucher müssen künftig etwa 

über die wesentlichen Kriterien und 

die Gewichtung für das Ranking von 

Suchergebnissen zu Produkten in-

formiert werden. Beispiele dafür sind 

die Anzahl der Aufrufe des Angebots, 

das Datum der Einstellung des Ange-

bots, seine Bewertung oder die des 

Anbieters, die Anzahl der Verkäufe 

des Produkts oder die Nutzung der 

Dienstleistung („Beliebtheit“), Provi-

sionen oder Entgelte. Wenn ein Preis 

personalisiert berechnet wurde, muss 

darauf klar hingewiesen werden. 

 Vergleichsportale müssen zudem 

darüber informieren, welche An-

bieter bei der Erstellung des Ver-

gleichs berücksichtigt wurden. Ti-

cketbörsen werden verpflichtet, über 

den vom Veranstalter festgelegten 

Originalpreis zu informieren. 

 Des Weiteren muss der Betreiber ei-

nes Online-Marktplatzes künftig über 

wirtschaftliche Verflechtungen 

zwischen ihm und den dortigen An-

bietern informieren. Ebenso darüber, 

ob es sich beim Anbieter um einen 

Unternehmer oder Verbraucher han-

delt. 

 

 

12. Gesetzlicher Mindestlohn für 
entsandte ausländische Pfle-
gekräfte 

 

Nach Deutschland in einen Privathaus-

halt entsandte ausländische Betreuungs-

kräfte haben Anspruch auf den gesetzli-

chen Mindestlohn für geleis-tete Arbeits-

stunden. Dazu gehört auch Bereitschafts-

dienst. Ein solcher kann darin bestehen, 

dass die Betreuungskraft im Haushalt der 

zu betreuenden Person wohnen muss und 

grundsätzlich verpflichtet ist, zu allen 

Tag- und Nachtstunden bei Bedarf Ar-

beit zu leisten. (Siehe hierzu auch „Das 

Entscheidende“ Ausgabe November 

2020, Beitrag Nr. 7.) 

 

 

13. Kündigungsschutz bei geteil-
ter Elternzeit 
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Nach dem Gesetz zum Elterngeld und zur 

Elternzeit kann jeder Elternteil seine El-

ternzeit auf drei Zeitabschnitte verteilen. 

Eine Verteilung auf weitere Zeitabschnitte 

ist nur mit der Zustimmung des Arbeitge-

bers möglich. Der Arbeitgeber darf das 

Arbeitsverhältnis ab dem Zeitpunkt, von 

dem an Elternzeit verlangt worden ist, 

nicht kündigen. Der Kündigungsschutz 

beginnt frühestens 8 Wochen vor Beginn 

einer Elternzeit bis zum vollendeten drit-

ten Lebensjahr des Kindes und frühestens 

14 Wochen vor Beginn einer Elternzeit 

zwischen dem dritten Geburtstag und dem 

vollendeten achten Lebensjahr des Kin-

des. 

 

Das LAG Mecklenburg-Vorpommern hat 

nun mit seinem Urteil vom 13.4.2021 ent-

schieden, dass der Kündigungsschutz für 

jeden der Zeitabschnitte Anwendung fin-

det. 

 

 

14. Kündigung wegen einer Covid-
19-Quarantäne 

 

Eine Kündigung durch den Arbeitgeber 

aufgrund einer behördlich angeordneten 

Quarantäne gegenüber einem Arbeitneh-

mer ist unwirksam. 

 

In einem Fall aus der Praxis befand sich 

ein Arbeitnehmer auf telefonische Anord-

nung des Gesundheitsamtes im Oktober 

2020 in häuslicher Quarantäne. Hierüber 

informierte er seinen Arbeitgeber, einen 

kleinen Dachdeckerbetrieb. Der Arbeitge-

ber bezweifelte die Quarantäneanordnung 

und vermutete, der Arbeitnehmer wolle 

sich lediglich vor der Arbeitsleistung 

„drücken“. Er verlangte eine schriftliche 

Bestätigung des Gesundheitsamtes, die 

der Arbeitnehmer auch telefonisch einfor-

derte. Als diese auch nach mehreren Ta-

gen noch nicht vorlag, kündigte der Ar-

beitgeber das Arbeitsverhältnis. 

 

Zwar fand das Kündigungsschutzgesetz 

keine Anwendung, sodass der Arbeitge-

ber grundsätzlich keinen Kündigungs-

grund für die Rechtswirksamkeit einer 

fristgerechten Kündigung vor Gericht 

darlegen muss, das entscheidende Ge-

richt sah die Kündigung jedoch als sit-

ten- und treuwidrig an. Der Arbeitneh-

mer hatte sich lediglich an die behördli-

che Quarantäneanordnung gehalten. Er-

schwerend kam hinzu, dass der Arbeitge-

ber den Arbeitnehmer ausdrücklich auf-

gefordert hatte, entgegen der Quarantä-

neanweisung, im Betrieb zu erscheinen. 

 

 

15. Pauschalpreisvereinbarung 
ist nicht gleich Festpreisver-
einbarung 

 

Die Vereinbarung einer Pauschalvergü-

tung ist nicht mit der Vereinbarung einer 

Festvergütung gleichzusetzen. So kann 

eine Festvergütung auch so verstanden 

werden, dass der Auftragnehmer selbst 

bei unerwarteten Preissteigerungen an 

die vereinbarten Einheitspreise gebun-

den ist. 

 

Rechnet der Auftragnehmer seine Leis-

tung nach Einheitspreisen ab und beruft 

sich der Auftraggeber auf die Vereinba-

rung einer geringeren Pauschalvergü-

tung, muss der Auftragnehmer die Ver-

einbarung einer Abrechnung nach Ein-

heitspreisen darlegen und beweisen. Das 

gilt sowohl für VOB/B-Verträge als auch 

für Werkverträge. Es sollte daher bei 

Vertragsabschluss auf die genaue For-

mulierung geachtet werden.  

 

 

16. Abschneiden überhängender 
Äste 

 

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch 

kann der Eigentümer eines Grundstücks 

Wurzeln eines Baumes oder eines Strau-

ches, die von einem Nachbargrundstück 
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eingedrungen sind, nach Einräumung ei-

ner angemessenen Frist, abschneiden und 

behalten. 

 

Mit seinem Urteil vom 11.6.2021 hat der 

Bundesgerichtshof (BGH) entschieden, 

dass ein Grundstücksnachbar – vorbehalt-

lich naturschutzrechtlicher Beschränkun-

gen – von dem oben beschriebenem 

Selbsthilferecht auch dann Gebrauch 

machen darf, wenn durch das Ab-

schneiden überhängender Äste das Ab-

sterben des Baums oder der Verlust sei-

ner Standfestigkeit droht. 

 

Auf einem Grundstück stand unmittelbar 

an der Grenze seit rund 40 Jahren eine in-

zwischen etwa 15 Meter hohe Schwarz-

kiefer. Ihre Äste ragten seit mindestens 20 

Jahren auf das Grundstück des Nachbarn 

hinüber. Nachdem dieser seinen Nachbarn 

erfolglos aufgefordert hatte, die Äste der 

Kiefer zurückzuschneiden, schnitt er 

überhängende Zweige selbst ab. Der 

Baumbesitzer verlangte von seinem Nach-

barn es zu unterlassen von der Kiefer 

oberhalb von fünf Metern überhängende 

Zweige abzuschneiden. Er machte gel-

tend, dass das Abschneiden der Äste die 

Standsicherheit des Baums gefährdet. Der 

BGH stellte fest, dass der Nachbar berech-

tigt war, die Äste abzuschneiden. 

 

 

17. Gemeinsamer Mietvertrag und 
Scheidung 

 

Paare mieten eine gemeinsame Wohnung 

meistens zu zweit, indem beide Partner 

den Mietvertrag unterschreiben. Sie sind 

durch den Vertrag gemeinsam berechtigt 

und verpflichtet. Hier stellt sich die Frage, 

was passiert, wenn ein Partner auszieht? 

Diese hatte das Oberlandesgericht Olden-

burg (OLG) am 29.3.2021 zu klären. 

 

In dem vorliegenden Fall war der Ehe-

mann im Zuge der Trennung aus der Ehe-

wohnung ausgezogen. Die Ehefrau und 

die 3 − zum Teil volljährigen − Kinder 

verblieben in der Wohnung. In der Folge 

kam es zu Mietrückständen. Für diese 

haften bei einem gemeinsamen Mietver-

trag grundsätzlich beide Vertragspartner. 

Der Vermieter lehnte es auch ab, den 

Ehemann aus dem Mietverhältnis zu ent-

lassen. Der Ehemann verlangte von der 

Ehefrau die Zustimmung zur Kündigung 

des Mietvertrags. Das lehnte die Ehefrau 

ab. Sie meinte, dazu nicht verpflichtet zu 

sein, solange die Ehe noch nicht geschie-

den ist. 

 

Die OLG-Richter kamen zu dem Ent-

schluss, dass die Ehefrau nach Ablauf 

des Trennungsjahres an einer Befreiung 

des Ehemannes aus der gemeinsamen 

mietvertraglichen Bindung mitwirken 

muss. Dies gilt jedenfalls dann, wenn – 

wie hier – der in der Wohnung verblei-

bende Ehepartner nicht willens oder in 

der Lage ist, den anderen im Außenver-

hältnis zum Vermieter von Verpflichtun-

gen freizustellen. 

 

Im konkreten Fall zahlte der Ehemann 

bereits die nach seinem Auszug aufge-

laufenen Mietschulden ab. Die Ehefrau 

hatte nach dem Auszug während des 

Trennungsjahres Zeit gehabt, sich eine 

andere, ihren Vermögensverhältnissen 

angemessene, Wohnung zu suchen. Fer-

ner hätte sie darüber hinaus nach dem 

Trennungsjahr auch eine Erwerbstätig-

keit aufnehmen können. Vor diesem 

Hintergrund ist die Fortsetzung einer ge-

meinsamen Haftung für das Mietverhält-

nis nicht gerechtfertigt. 

 

 

18. Unfallversicherungsschutz 
auf dem Weg zur Arbeit – aus-
gehend von  
einem sog. dritten Ort 

 

In 2 Urteilen hat das Bundessozialgericht 

(BSG) entschieden, dass für die Bewer-

tung des Schutzes in der Gesetzlichen 
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Unfallversicherung im Fall der Wegeun-

fälle von einem sog. dritten Ort keine ein-

schränkenden Kriterien mehr gelten. Ein 

dritter Ort liegt dann vor, wenn der Ar-

beitsweg nicht von der Wohnung aus an-

getreten wird, sondern von einem anderen 

Ort, oder wenn der Arbeitsweg nicht an 

der Wohnung, sondern an einem anderen 

Ort endet. Erfasst sind z. B. die Wohnung 

von Freunden, Partnern oder Verwandten. 

 

Das BSG hat in seinen Urteilen ausdrück-

lich klargestellt, dass es für den Versiche-

rungsschutz insbesondere weder auf den 

Zweck des Aufenthaltes an dem dritten 

Ort noch auf einen Angemessenheitsver-

gleich mit der üblichen Weglänge und 

Fahrzeit des Arbeitsweges ankommt. So 

ist es z. B. unerheblich, wenn anstelle des 

üblichen Arbeitsweges von 5 km eine 

Strecke von 200 km zurückgelegt wird. 

Es ist auch nicht hinderlich, wenn der 

Aufenthalt am dritten Ort rein privaten 

Zwecken dient. Entscheidend ist, ob der 

Weg unmittelbar zum Zweck der Auf-

nahme der beruflichen Tätigkeit bzw. 

unmittelbar nach deren Beendigung zu-

rückgelegt wird. 
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 Fälligkeitstermine Fällig am 

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  

Soli.-Zuschlag (mtl.) 

 

10.8.2021 

Gewerbesteuer, Grundsteuer 

 
16.8.2021 

Sozialversicherungsbeiträge 

  
27.8.2021  

 

  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 

 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: http://www.bundes-
bank.de/Basiszinssatz 

  

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 

Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozent-
punkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozent-

punkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

 

  

 Verbraucherpreisindex 
 (2015 = 100) 

2021: Juni = 109,1; Mai = 108,7; April = 108,2; März = 107,5;  

Februar = 107,0; Januar = 106,3 
2020: Dezember = 105,5; November = 105,0; Oktober = 

105,9;  
September = 105,8; August = 106,0; Juli = 106,1 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  

https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

